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Der leise Abschied der Demokratie

Leitartikel von Mathias Steinhauer Präsident EVP AR

 Wir dürfen abstimmen und wir dürfen wählen. Bevor wir abstimmen und 
wählen, haben in Parlamenten und Parteien Viele gearbeitet, diskutiert, 
Lösungen gesucht und Kompromisse geschmiedet. Dadurch hat es unser 
Land zu beachtlichem Reichtum und Relevanz gebracht (vielleicht nicht 
nur dadurch, aber auch). Allen Unkenrufen zum Trotz geht es der grossen 
Mehrheit unserer lieben Landsleute und Bundesgenossen gut. Und unser 
Sozialsystem lässt auch Personen,  die durch die Maschen fallen, relativ 
angemessen leben. Also alles in bester Ordnung in unserem Land.
Doch mich beschleicht ein ungutes Gefühl, nicht nur wenn ich mich zu 
Hornkühen, fremden Richtern oder Sozialdetektiven äussern muss. Nein 
auch, wenn mir für die wichtigen Regierungsratswahlen für zwei freiwer-
dende Sitze genau zwei Kandidaten vorgeschlagen werden. Ähnlich geht es 
in Gemeinden: oft steht für einen freiwerdenden Sitz ein Kandidat zur Ver-
fügung. Ist dies noch Demokratie? Wir haben gar keine Wahl und stimmen 
über Probleme ab, deren Relevanz fraglich ist.
Aber dies ist noch nicht alles. Zunehmend entsteht ein Meinungsdiktat von 
zum Teil kleinen Anspruchsgruppen. Kritische Aussagen zu Abtreibung und 
ihren Folgen machen mich zum Frauenfeind. Bei kritischen Aussagen zur 
'Ehe für Alle' werde ich in die homophobe Ecke gestellt, auch wenn ich eine 
eingetragene Partnerschaft noch akzeptieren kann. Und falls ich mich zu 
den (zu) tiefen Steuern für Reiche oder Unternehmen äussere, werden mir 
Umverteilung und Vertreibung von guten Steuerzahlern vorgeworfen.

Ich verstehe Menschen, die sich ganz leise 
von dieser Art von Demokratie verabschie-
den. Die sich zurückziehen in die eigenen 
vier Wände, in vertraute Beziehungen von 
Gemeinden oder Freunden. Die Folge ist 
nicht nur tiefe Stimmbeteiligung sondern die 
Konzentration von Entscheidungen bei eini-
gen Wenigen. 
Parallel dazu wächst aber die Ohnmacht und Hilflosigkeit von vielen, die 
dann bereit werden auch radikale Wege zu gehen.
Doch: Ist dies ein Grund zum Aufgeben, zur politischen Abstinenz? Ich meine 
Nein! Denn wir haben auf allen politischen Ebenen reale Probleme zu lösen. 
Und da ist Rückzug kaum die angemessene Reaktion. Wir müssen mithel-
fen und Themen der Generationenpolitik, des solidarischen Lebens in Wür-
de von der Zeugung bis zum Tod oder ethisches Wirtschaften angehen. Dies 
vor einem Hintergrund der Menschenwürde, Gerechtigkeit und Nachhaltig-
keit als Massstab hat.

Gegen eine demokratische Erosion

Liebe Leserin und lieber Leser

Fremdbestimmt

Wir wollen keine fremden Richter. Schon gar 
keine, die uns hindern, unser Verständnis von 
Recht und Unrecht zu pflegen. Zugegeben, 
es gibt inzwischen viele Vorschriften, wel-
che dem EU-Recht angepasst werden muss-
ten und die an der Zurechnungsfähigkeit 
jener zweifeln lassen, die solches bestim-
men. Unlängst fiel wieder eine ausführliche  
CE-Konformitätserklärung mit Vorschriften 
zur sicheren Benutzung aus meinen neu 
gekauften Gartenhandschuhen. 
Was oder wer uns aber mehr bestimmt als 
Richter, sind wir selbst mit unseren Ängsten. 
Und wir tragen dabei nicht wenig zu vielen 
Problemen bei, welche irgendwann nach 
Gesetzen und Richtern rufen. 
So kommt es zu Absurditäten wie das Plas-
tiktrinkhalmverbot in Restaurants, während 
Autos immer grösser und schwerer werden 
und einigen die Forderung nach breiteren 
Strassen die einzige Problemlösung scheint.

Wo immer ein eigentlich weiser Vorschlag 
für eine nachhaltigere Ressourcennutzung  
oder Friedensförderung politisch als unrea-
lisierbar oder arbeitsplatzgefährdend dekla-
riert wird, scheint eine Angst zu siegen.

Ein weises Reflektieren über politische Ver-
antwortung und Ihre Möglichkeiten wün-
schen wir.

aus der Redaktion, Egon Graf
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Zu guter Letzt

Eine Initiative die verlangt, dass die Würde des ungeborenen Kindes besser 

geschützt wird, hätte traurigerweise hier und heute wesentlich weniger Chan-

cen als die Hornkuh-Initiative!?

 Meinungsbildung zur  Mitbestimmung

Aktuelle Termine 

Kantonsratssitzungen:
29. Oktober  8:15 Uhr 

Regierungsgebäude Herisau  
Einwohnerratssitzungen:

Mittwoch 5. Dezember 17:00 Uhr

Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Abstimmungen:  
Sonntag 25. Novmber 2018

Abstimmung vom 25. November 2018 

eg  Die Volksinitiative vom 12. August 2016 «Schweizer Recht statt 
fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)»  will den Vorrang 
des Verfassungsrechts vor dem Völkerrecht in der Verfassung verankern. 
Die Behörden sollen verpflichtet werden, bestehende und künftige, 
der Verfassung widersprechende völkerrechtliche Verträge anzupassen 
und nötigenfalls zu kündigen.
Das Verbot des Abschlusses völkerrechtlicher Verträge, die der Bundes-
verfassung widersprechen, ist bereits jetzt selbstverständlich. Die in der 
Selbstbestimmungsinitiative angelegte Behauptung eines Gegensat-
zes zwischen (selbstbestimmt erlassenem) Landesrecht und (fremdem) 
Völkerrecht trifft nicht zu. Die direktdemokratische Beteiligung beim 
Abschluss völkerrechtlicher Verträge ist sichergestellt. 
Wenn allerdings zwischen zwingendem Völkerrecht und offenbar ver-
handelbarem unterschieden wird, sind Auseinandersetzungen darüber 
wohl nach wie vor programmiert und wenig ist geklärt. Desgleichen, 
wenn die Bundesverfassung über das Völkerrecht gestellt wird. Ob 
uns letztlich die eigenen Richter wohler gesinnt sind als fremde, kann 
durchaus zu einer Frage der 
Machtverteilung im eige-
nen Land werden.
Wie leicht bei einer Annah-
me der Initiative, die erwar-
teten "Anpassungen" nach 
unseren Wünschen mög-
lich und aktuelle, ärgerliche 
Nachteile beseitigt werden 
können, lässt sich beispielsweise an den Brexit-Verhandlungen beob-
achten.

Interessanterweise ist die 2. Abstimmungsvorlage sozusagen ein Bei-
spiel, wie aktuelle Bemängelungen aus dem EU Gerichtshof an einer 
umstrittenen Praxis nun per Gesetzesanpassung korrigiert werden 
kann. Die vorgeschlagenen klärenden Bestimmungen zur Überwa-
chung von möglichen  (Sozial-)Versicherungsbetrügern sind im Par-
lament ausgehandelt worden. Deren Umsetzung wird, wie in anderen 
Fällen viel menschliche Weisheit brauchen, um nicht missbräuchlich 
zu sein. Gesetze können Geländer sein, aber keine Garantie gegen das 
Straucheln. Und Versicherte sind wir alle!

Die Volksinitiative «Für die Würde der landwirtschaftlichen Nutztiere 
(Hornkuh-Initiative)» verlangt, dass die Würde der Tiere geachtet wird. 
Als Verfassungsauftrag an den Bundesrat, lautet dies dann so: ...sorgt 
er insbesondere dafür, dass Halterinnen und Halter von Kühen, Zucht-
stieren, Ziegen und Zuchtziegenböcken finanziell unterstützt werden, 

solange die ausgewachsenen 
Tiere Hörner tragen.
Die Initiative will insbesonde-
re verhindern, dass beim Ent-
scheid, ob Tiere mit oder ohne 
Hörner gehalten werden, wirt-

Eidgenössische Abstimmung:
Vorschlag der Delegierten der 

EVP Schweiz:

Volksinitiative «Schweizer Recht 
statt fremde Richter»  NEIN 52 :8. 

Revision des Sozialversiche-
rungsrechts, gesetzliche Grund-
lage für die Überwachung von 
Versicherten:    STIMMFREIGABE

Volksinitiative «Für die Würde 
der landwirtschaftlichen Nutztie-
re (Hornkuh-Initiative)» JA (34:19)

alle Argumente unter:
www.evppev.ch/abstimmungen

schaftliche Gründe einen zu hohen 
Stellenwert haben. 
 
Nur noch Hornkuhkäse oder Horn-
kuhmilch zu kaufen, wäre wahr-
scheinlich wirksamer!?

Veranstaltungshinweis 
 

15. November 19:30 Uhr 

Teufen

Kirchgemeindehaus

Frau macht Politik...und 
spricht darüber

Der Vorstand der EVP AR empfiehlt 

die Veranstaltung

Ob wir unsere Position so nicht etwas überschätzen?
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Regionale Politik
aus der lokalen Politik

Der Natio nal rat hat mit Unter stüt-

zung der bei den EVP-Nationalräte 

das Pos tu lat «Schritt wei ser Aus stieg 

aus der Ver wen dung von Gly pho-

sat» über wie sen. Der Bun des rat wird 

auf ge for dert einen Bericht vor zu le-

gen, in dem er die Zweck mäs sig keit 

und die Moda li tä ten eines schritt wei-

sen «Aus stiegs plans» für Gly pho sat 

im Dia log mit den Betei lig ten, ins be-

son dere der Land wirt schaft, der SBB 

und den Behör den, prüft.

Gly pho sat ist wohl das umstrit tenste 

Her bi zid auf dem Markt und wird 

vom Kon zern Mons anto pro du ziert 

und ver kauft. Zahl rei che Stu dien zei-

gen mög li che Zusam men hänge zu 

Krebs er kran kun gen auf und es wird 

aus ser dem für das Bie nen ster ben 

mit ver ant wort lich gemacht.  

Die Entwicklung unserer Lebensmit-

telproduktion, resp. Versorgung, wird 

weiterhin zu den Kernthemen der 

Politik gehören. Sie ist auch ein Abbild 

über den Umgang mit anderen Mit-

teln zum Leben.

EVP-Präsident Mathias Steinhauer  befragt  EVP Einwohnerrat  Reto Frei

EVP in der Verantwortung

Seit 20 Jahren ist die EVP im Einwohnerrat Herisau vertreten. Als kleinste Partei hat sie oft mehr Verantwortung über-

nommen als andere Parteien: Einwohnerratspräsidium, Präsidium von parlamentarischen Kommissionen und nun hat 

mit Reto Frei bereits der zweite Einwohnerrat der EVP das Präsidium der Finanzkommission (FIKO) inne. 

Wir haben ihm einige Fragen gestellt:

Reto, was ist genau die Aufgabe der FIKO?

Die FIKO beurteilt die kurz-, mittel- und langfristigen Folgen von Anträgen und Vorlagen der 
Gemeinde.  Budget und Jahresabschluss werden bewertet. Dabei werden mögliche Ände-
rungen im Vorfeld mit den Finanzverantwortlichen diskutiert. Im Blickfeld hat die FIKO 
immer auch den Steuerfuss und die Pro-Kopf-Verschuldung. Sie erstattet jeweils dem Ein-
wohnerrat Bericht.

Welche Rolle spielt die Parteizugehörigkeit?

Grundsätzlich spielt die Parteizugehörigkeit keine Rolle. Vermutlich ist es jedoch einfacher, 
wenn Personen aus einer Mittepartei diese Verantwortung übernehmen. Mir persönlich ist 
es wichtig, gute Kompromisse zu erarbeiten und sowohl finanzielle wie soziale Aspekte zu 
berücksichtigen.

Was reizt dich an deiner Aufgabe, was fordert dich heraus?

Einerseits haben mich Zahlen schon immer interessiert. Andererseits ist es spannend, mit 
FIKO-Mitgliedern unterschiedlicher Parteien Kompromisse zu erarbeiten. Als Mensch, der 

gerne Verantwortung übernimmt, habe ich diese Aufgabe nach einem Jahr FIKO-Mitgliedschaft übernommen und möchte, 
dass Herisau auch langfristig gut dasteht.
Im Weiteren konnte ich in meiner bisherigen Amtszeit die Organisation der FIKO verbessern und den Fraktionen die Berichte vor 
den Sitzungen zustellen.

Welche Rolle spielt dabei dein christlicher Hintergrund?

Mir ist es wichtig, dass trotz aller finanziellen Herausforderungen und latentem Spardruck der Mensch nicht vergessen wird. Da 
hilft mir mein christliches Gedankengut und die Werte der EVP, welche den Menschen in den Mittelpunkt stellen.

Blick nach Bern
Was wurde in der  aktuellen Session bewegt

Auf ruf für eine Volks in itia tive 

gegen Waf en ex porte in Bür ger-

kriegs län der erfolgreich:

Innerhalb von 2 Wochen haben 

50000 Personen zugesichert 4 

Unterschriften für die Korrekturin-

itiative zu sammeln.

Weiter hat der Nationalrat auch 

(wohl unter Einfluss dieses Ergeb-

nisses) einer Motion zugestimmt, 

dass in Zukunft nur das Parlament 

diese Verordnung ändern darf. 

Wenn nun auch der Ständerat die-

ser Motion zustimmt, muss der 

Bundesrat die Verordnung anpas-

sen und einen Gesetzesentwurf 

ausarbeiten
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Kantonale Politik      

Politik biblisch argumentiert

eg Das jüdische Volk wurde in sei-

nen frühen Phasen theokratisch 

regiert. Gottes Gebote und Ordnun-

gen galten als Verfassungsgrundla-

ge. Kein Mensch sollte anstelle von 

Gott andere Regeln erlassen. Spä-

ter wollte das Volk aber auch einen 

König, wie die Nachbarn. Gott liess 

ausrichten, dass dies einem Vertrau-

ensbruch gleichkomme. Aber der 

Wille der Menschen wird von deren 

Schöpfer respektiert.  

Heute wird der Staat Israel von der 

einzigen Demokratie im nahen 

Osten regiert. Und ihm fehlt bis 

heute eine Verfassung. Dies macht 

das Regieren v.a. in ethischen Fra-

gen schwierig. 

Wohl dem Land, dessen Verfassung 

mit den Worten: "Im Namen Gottes" 

beginnt !

Gedanken zu Themen in der kantonalen Politik

EVP-Präsident Mathias Steinhauer

EVP-Kantonsrat Balz Ruprecht

Regierungsratswahlen 2019

Aufgrund der Amtszeitbeschränkung können die Regierungsräte Frei und Weisshaupt im Februar 2019 nicht mehr antre-

ten. Wieder kandidieren die Herren Signer, Stricker und Biasotto. SVP und SP konnten ihre Sitze auch nach der Verklei-

nerung des Regierungsrates 2015 verteidigen und rein wahlarithmetisch stehen diese den beiden Parteien zu. Mit den 

zwei nun nominierten Herren Balmer (SP) und Reutegger (SVP) stellen sich aber Fragen. Frauen? Nur Hinterland? Keine 

Blutauffrischung/Quereinsteigerinnen?

Noch ist offen, ob sich eine andere Partei traut, einen Sitz anzugreifen, oder ob die Frauen- oder Herkunftsfrage zu unvor-

hergesehenen Entwicklungen führen wird. Bedauerlich ist, dass keine der beiden Parteien in der Lage war, eine Frauen-

kandidatur aus einem anderen Kantonsteil aufzubauen, dafür wären vier Jahre Zeit gewesen!

Die EVP AR wird je nach der weiteren Entwicklung vermutlich zwei Optionen in Betracht ziehen: bei zwei Kandidaten für 

zwei Sitze wird sie Stimmfreigabe bzw. einen leeren Stimmzettel empfehlen. Sollten insbesondere Kandidatinnen 'auf-

tauchen', wird die Situation im Dezember neu beurteilt.

Das E-im Kantonsrat ist wichtig

Im Rahmen der 2. Lesung des Kantonsratsgesetzes wurde das Gebet, welches jeweils zu Beginn jeder Kantonsratssit-

zung gelesen wird, nochmals diskutiert. In einer knappen Entscheidung mit 34:27 wurde das Gebet beibehalten. Dieser 

knappe Entscheid wiederspiegelt den gesellschaftlichen Wandel der letzten Jahrzehnte, welcher den christlichen Glau-

ben immer mehr aus dem Alltag verdrängt. Doch gerade in der Politik ist es wichtig, dass wir im Vertrauen auf Gott die 

Schöpfung achten und die Menschen ins Zentrum stellen (siehe auch Kantonsverfassung). Das Vertrauen auf Gott und 

das Achten der Vielfalt des Lebens sind zwei Schwerpunkte der EVP AR , natürlich auch in der neuen Legislaturperiode.
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Aus dem Vorstand

Die Vorbereitungen für die Wahlen 2019 sind angelaufen, auch wenn die Kan-
tonsratswahlen aufgrund einer Beschwerde im Moment noch nicht gesichert 
sind. Die EVP AR führt im Moment mit verschiedenen Personen Gespräche, 
um in und ausserhalb von Herisau Kandidierende präsentieren zu können.
In Herisau ist es das erklärte Ziel, mit vollen Listen im Einwohnerrat vier Sit-
ze und im Kantonsrat zwei Sitze zu gewinnen. In anderen Gemeinden sollen 
sich bietende Möglichkeiten ebenfalls genutzt werden.
Die heisst: Personen anfragen, Gespräche führen, Überzeugungsarbeit leis-
ten, Bedenkfristen abwarten usw. Wir sind auf dem Weg, aber noch nicht 
am Ziel! 
Haben wir dich noch nicht angefragt? Dann melde dich doch ganz ungeniert 
bei Mathias Steinhauer. Gerne informieren wir dich über die Mandate und 
Möglichkeiten. 
Einfach eine Mail an: mathias.steinhauer@evp-ar.ch.

Mathias Steinhauer

Präsident EVP AR


